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1 EINLEITUNG 

In einer Zeit, in der moderne, rasche Übertragungsarten in Form von Übermittlung 

elektronischer Daten im Geschäftsverkehr gegenüber den herkömmlichen 

Übertragungswegen mittels Post und Briefträger verstärkt zum Einsatz kommen, 

gilt es, auch den Verkehr zwischen Rechtsbetroffenen und Behörden diesen 

Möglichkeiten zu öffnen und in rechtlicher Hinsicht den technischen 

Errungenschaften anzupassen. In den Grundzügen, vor Allem hinsichtlich der 

Einleitung eines Verfahrens ist dies bereits durch eine Anpassung des 

bestehenden rechtlichen Rahmens geschehen, für den Ablauf eines Verfahrens 

auf elektronischem Weg bestehen jedoch noch keinerlei Regelungen. Hier gilt es 

zu betrachten, inwieweit die bestehenden Vorschriften ausreichen. 

Auch im Bereich des Zustellwesens, das hier behandelt werden soll, kam es zu 

einer Anpassung von einschlägigen Regelungen, fraglich ist auch hier, ob diese 

alle durch die neuen Übertragungsmöglichkeiten entstehenden rechtlichen Fragen 

abdecken und einen passenden Rahmen für alle hier entstehenden Probleme 

darstellen. 

Diese Arbeit beschäftigt sich mit dem elektronischen Behördenverkehr mit 

Ausnahme der Verfahren mit Justizbehörden und Finanzbehörden. Auf die 

rechtlichen Grundlagen der nicht behandelten Verfahren wird kurz hingewiesen, 

auf das hier behandelte Verfahren wird unter besonderer Berücksichtigung der 

Datenübertragung mittels des e-mail Dienstes und der Möglichkeiten des Internets 

eingegangen. 

2 ALLGEMEINES 

2.1 Rechtliche Grundlagen 

Die rechtlichen Grundlagen, auf die sich die Möglichkeit des elektronischen 

Rechtsverkehr mit Behörden stützt, stellen sich wie folgt dar. 
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Bereits mit 1.1.1991, also noch vor dem AVG 1991, hatte der § 13 Abs. 1 AVG 

den heutigen Wortlaut. Gemäß des letzten Satzes können schriftliche Anbringen 

„[...] im Wege automatisationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder 

anderen technisch möglichen Weise eingebracht werden.[]“  

Durch die Verwaltungsverfahrensnovelle 1998 BGBl I 1998/158 erfuhr der § 13 

Abs. 5 AVG 1991 eine Änderung dahingehend, daß er durch folgenden Satz  

ergänzt wurde: [...]„Mit Telefax, im Wege automatisationsunterstützter 

Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise eingebrachte 

Anbringen, die außerhalb der Amtsstunden bei der Behörde einlangen, gelten erst 

mit dem Wiederbeginn der Amtsstunden als bei ihr eingelangt.“[] Hierbei ist auf 

den Unterschied „einbringen“ zu „einlangen“ hinzuweisen, auf die Problematik der 

Fristen bei auf elektronischem Weg eingebrachten Anbringen wird im Rahmen 

dieser Arbeit nicht weiter eingegangen. 

Weiters wurde durch die erwähnte Novelle der § 18 Abs. 3 AVG 1991, der bis 

dahin die Regelung von Erledigungen durch die Behörde im Wege 

automatisationsunterstützter Datenübertragung mittels einer Verordnung vorsah 

und weiters diese Möglichkeit der Übertragung an die ausdrückliche schriftliche 

Zustimmung des Empfängers für das konkrete Verfahren geknüpft hat, 

dahingehend geändert, daß schriftliche Erledigungen dann im Wege 

automatisationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch 

möglichen Weise übermittelt werden können, wenn die Partei Anbringen in 

derselben Weise eingebracht und dieser Übermittlungsart nicht gegenüber der 

Behörde ausdrücklich widersprochen hat. 

Auf dem Gebiet des Zustellwesens kam es beim ZustellG durch die Novelle 1998 

BGBl I 1998/1958 zu einer Änderung.  

Die bisherige in § 1a ZustellG enthaltene Regelung über die Geltung von 

Übermittlungen aller Erledigungen – [...] telegrafisch, fernschriftlich, mit Telefax, im 

Wege automatisationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen 

technisch möglichen Weise [...] - als Zustellung, wurde in präzisierter Form zum § 

1 Abs. 2 ZustellG.  
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Weiters wurden diejenigen Bestimmungen des §26 Abs. 2 ZustellG, die die 

automatisationsunterstützte Datenübertragung betrafen, präzisiert und in einen 

neu eingefügten § 26a ZustellG gefaßt, der seit 1.1.1998 in Kraft ist. 

Im Bereich des Zivilprozesses ist generell zu sagen, daß die Zustellung in den §§ 

87 bis 121 ZPO geregelt ist, das ZustellG kommt nur subsidiär zur Anwendung. 

Die einschlägigen Bestimmungen über die Übermittlung im Wege 

automatisationsunterstützter Datenübertragung liegen in den §§ 89a ff GOG und 

in der auf §89b GOG beruhenden Verordnung über den elektronischen 

Rechtsverkehr (ERV BGBl 1986/600) des Bundesministers für Justiz. 

Aufgrund der §§ 86a, 90a und 97 Abs. 3 BAO hat der Bundesminister für Finanz 

die Verordnung über die Einreichung von Anbringen, die Akteneinsicht und die 

Zustellung von Erledigungen in automatisationsunterstützter Form (Finanz Online-

Verordnung - FOnV) erlassen. Sie ist die Grundlage für die 

automatisationsunterstützte Datenübertragung im Rechtsverkehr zwischen 

Wirtschaftstreuhändern, Notaren bzw. Notargemeinschaften einerseits und der 

Finanzverwaltung andererseits. 

2.2 Wann kommt es in einem Verfahren zur 

automatisationsunterstützten Datenübertragung  

Hier ist in Verfahren des Zivilprozesses, Verfahren, für die das AVG gilt und das 

Verfahren nach der BAO zu unterscheiden. 

2.2.1 Zivilprozeß 

Im Zivilprozeß sehen die §§ 89a ff GOG in Verbindung mit der ERV BGBl 

1986/600 vor, daß Klagen über die ein bedingter Zahlungsbefehl zu erlassen ist, 

Anträge auf Exekutionsbewilligung und  sonstige Schriftsätze und Eingaben an 

Gerichte, soweit keine Beilagen anzuschließen sind, die nicht durch 

automatisationsunterstützte, zeichenweise Übertragung übermittelt werden 

können, mit Ausnahme von Übermittlungen von Schriftsätzen und Eingaben im 

Strafverfahren vor den Landesgerichten sowie im Grundbuch- und 

Firmenbuchverfahren auf elektronischem Weg übermittelt werden können. Hierfür 
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ist aber im §3 ERV der Übermittlungsweg mit der Datakom-Austria als Übermittler 

als einzig zulässig vorgeschrieben. 

2.2.2 Verfahren nach dem AVG 1991 

Im Verfahren nach den Bestimmungen des AVG 1991 können nach §13 Abs. 1 

AVG schriftliche Anbringen nach Maßgabe der vorhandenen technischen 

Möglichkeiten im Wege automatisationsunterstützter Datenübertragung oder in 

jeder anderen technisch möglichen Weise eingebracht werden. Dies umfaßt die 

Formen der Kommunikation wie zB e-mail, aber auch Online-Verbindungen; Eine 

solche Einbringung kommt freilich nur in Betracht, wenn eine entsprechende 

technische Einrichtung zur Entgegennahme von Anbringen bei einer Behörde 

tatsächlich in Verwendung steht1. Ein Recht auf Einbringung mit einer bestimmten 

Art der automatisationsunterstützten Datenübertragung ist aus der Bestimmung 

des § 13 Abs. 1 AVG 1991 nicht abzuleiten 2. Weiters ist jedoch anzumerken, daß 

sich aus § 13 Abs.1 AVG 1991 ergibt, daß im Wege automatisationsunterstützter 

Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise eingebrachte 

Anbringen dem Gebot der Schriftlichkeit entsprechen und somit diese 

Übertragungsarten auch für Rechtsmittel und Anbringen gemäß § 13 Abs. 2 leg. 

cit. zur Anwendung kommen können. 

Gemäß § 18 Abs. 3 AVG kann die Behörde schriftliche Erledigungen dann im 

Wege automatisationsunterstützter Datenübertragung übermitteln, wenn die Partei 

Anbringen auf demselben Weg eingebracht hat und dieser Übermittlungsart 

gegenüber der Behörde nicht ausdrücklich widersprochen hat. Es ist also 

erforderlich, daß die Partei das betreffende Kommunikationsmittel selbst im 

konkreten Verfahren eingesetzt hat und daß sie dieser Übermittlungsart nicht 

ausdrücklich widersprochen hat3. Weiters muß die Übermittlung an eine 

Empfangseinrichtung an einer Abgabestelle des Empfängers gerichtet sein (Siehe 

dazu unten Punkt 4.3 Abgabestelle). Hat also die Partei z.B. einen Antrag mittels 

e-mail eingebracht, so darf die Behörde Erledigungen der Partei ebenfalls per e-

mail zukommen lassen. 

                                                                 
1 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I, Ergbd 1998,  11 
2 VwGH 24.8.1995, 94/04/013 
3 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I, Ergbd 1998,  16 
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Im Falle der Übermittlung schriftlicher Erledigungen im Wege 

automatisationsunterstützter Datenübertragung entfällt gemäß § 18 Abs. 4 AVG 

1991 das Erfordernis der Unterschrift des Genehmigenden, der Name des 

Genehmigenden ist aber beizusetzen4. 

Zusammenfassend ist somit zu festzustellen, daß bei einem Verfahren nach dem 

AVG es bei Vorhandensein der technischen Möglichkeiten bei der Behörde zu 

Verkehr mittels elektronischer Datenübertragung kommen kann, wenn diese 

Möglichkeiten von der Partei bzw. dem Beteiligten genutzt werden und dieser der 

Übermittlung der Erledigungen der Behörde auf diesem Weg nicht ausdrücklich 

widerspricht. 

2.2.3 Verfahren nach der BAO: 

Das Verfahren in Finanzsachen richtet sich wie bereits erwähnt nach der auf 

Grundlage der BAO erlassenen FOnV. Gemäß § 1 Abs. 2 dieser Verordnung ist 

die automatisationsunterstützte   Datenübertragung derzeit nur zulässig für  

1. die Akteneinsicht gemäß § 90a BAO und für die damit zusammenhängenden 

Anbringen und Erledigungen; 

2. Anbringen betreffend Vollmachten. 

Eine Verordnung, die regelt, wie bei via Internet eingereichten schriftlichen 

Anbringen zur Geltendmachung von Rechten oder zur Erfüllung von 

Verpflichtungen im Sinne der §§ 85 Abs. 1 bzw. 86a BAO vorzugehen ist, ist 

bisher noch nicht ergangen. 

Derzeit sind somit Anbringen, die via Internet eingebracht werden, als "rechtliches 

Nichts" zu betrachten. Im Unterschied zum Verfahren nach dem AVG ist das 

Finanzamt somit nicht einmal verpflichtet, auf derartige Anbringen zu reagieren5. 

Solche Anbringen sind gemäß § 7 Abs. 3 FonV unbeachtlich.  

Die Übertragung der Daten erfolgt entweder über die Datakom Austria oder über 

ausgewählte Internet Service Provider6. 

                                                                 
4 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I, (1998),  400 
5 Rombold, Anbringen via Internet unzulässig, SWK 2000,  325 
6 Ginthör, persaldo 1999 H 2, 42 
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2.3 Automatisationsunterstützte Datenübermittlung 

Als ersten Schritt gilt es festzustellen, was unter automatisationsunterstützter 

Datenübermittlung zu verstehen ist.  

Hierbei ist davon auszugehen, daß Information nicht in Form der Briefsendung im 

Sinne des § 2 Z5 PostG (Mitteilung in schriftlicher Form auf einem physischen 

Träger jeglicher Art, die befördert und an die vom Absender auf der Sendung 

selbst oder ihrer Verpackung  angegebene Anschrift zugestellt wird) gesandt wird. 

Vielmehr wird die Information in analoge oder digitale Signale umgewandelt, dem 

Empfänger in dieser Form über Leitungen übermittelt und von diesem mittels der 

geeigneten technischen Hilfsmittel in für ihn erkennbare Information zurück 

gewandelt.  

Momentan steht neben dem Fax, dem Dienst der Datakom Austria noch das 

Internet mit all den damit verbundenen Diensten zu Verfügung.  

Besondere Beachtung im Zusammenhang mit dem Behördenverkehr ist dabei 

dem Dienst des e-mail zu schenken. Hierbei werden Daten dem Empfänger auf 

elektronischem Weg geschickt, wobei diese jedoch auf einem Speicherplatz des 

Internet Service Providers, dem Posteingangsserver, abgelegt werden, bis der 

Empfänger sie von dort abruft und sie damit zu dem Empfangsgerät übermittelt 

werden. Gebräuchlich ist in diesem Zusammenhang weiters die Übermittlung von 

Information mittels Eingabe dieser in sog. online-Formulare. Hierbei handelt es 

sich um das Ausfüllen von auf einer website dargestellten virtuellen Formularen. 

Der eingegebene Inhalt wird gespeichert und einem bestimmten Empfänger 

übermittelt. 

 

3 DAS ANBRINGEN AN DIE BEHÖRDE 

Die Form des Anbringen an die Behörde regelt § 13 Abs. 1 AVG 1991. Der 

Gesetzgeber gestattet in dieser Bestimmung die Übermittlung der Anbringen in 

jeder Form, es ist hierbei jedoch auf die vorhandenen Möglichkeiten der Behörde 
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Rücksicht zu nehmen. Somit können nur diejenigen Übertragungswege verwendet 

werden, die auch der Behörde zu Verfügung stehen. 

3.1 Anbringen per e-mail: 

3.1.1 Allgemeines: 

Bei einem Anbringen per e-mail stellt sich die Frage, wann dieses eingebracht und 

wann dieses bei der Behörde eingelangt ist. 

E-mail funktioniert prinzipiell dermaßen, daß die Daten vom Sender über eine 

Datenleitung an einen weiteren Rechner des Netzwerkes, den 

Postausgangsserver, übermittelt werden. Von diesem werden die Informationen 

an den Posteingangsserver des Empfängers weitergeleitet, von wo sie der 

Empfänger, ausgewiesen durch Benutzername und Passwort, mittels Datenleitung 

abrufen kann. Eine Sonderstellung nehmen hier sogenannte Web-e-mail-Adressen 

ein. Hier werden die e-mails auf einem Server gelagert und können sich wie eine 

website, die jedoch auch nur mit Benutzername und Passwort zugänglich ist, 

angesehen werden. Auch in diesem Fall werden die Nachrichten auf das Endgerät 

geladen, dies jedoch nur in den sogenannten Cache, ein Speicher, dessen Inhalt 

nach Beendigung des Programmes gelöscht wird. Im Unterschied zu den 

standard-e-mails, die in eigenen e-mail-Programmen gespeichert und von dort 

jederzeit abrufbar sind, existieren sie praktisch weiterhin nur auf dem Server.  

Die Problematik bei e-mail liegt darin, daß sich der Posteingangsserver der 

Behörde regelmäßig außerhalb der Behörde befindet. Ein Anbringen liegt jedoch 

erst dann vor, wenn die Eingabe bei der Behörde tatsächlich eingelangt ist7. Auf 

Grund der Auslegungsprobleme des § 13 Abs 5 3. Satz AVG wies das BKA darauf 

hin, daß diese gesetzliche Vermutung nur in jenen Fällen Auswirkungen zeigt, in 

denen das Gesetz auf das Einlangen eines Anbringen abstelle (so etwa in § 73 

Abs. 1 AVG). In jenen Fällen, in denen es auf das Einbringen ankomme, wäre die 

Zeit bis zum Wiederbeginn der Amtsstunden gemäß § 33 Abs. 3  AVG nicht 

einzurechnen 8. Besagter § 33 Abs. 3 AVG verwendet den Terminus Postenlauf. 

                                                                 
7 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I, (1998),  331, E.4 
8 Wessely Wolfgang, Die Tücken der Technik - Zum "maschinellen" Verkehr zwischen Bürger und 
Behörde ÖJZ 2000, 701 
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Unter Postenlauf ist die unter Heranziehen von Organen der Post erfolgende 

(körperliche) Übermittlung von Daten auf Datenträgern (vom Sender zum 

Empfänger) zu verstehen. Sonstige Datenübermittlungen (etwa auf 

elektromagnetischem Weg) sind von diesem Begriff nicht erfaßt, mögen diese 

auch unter Ausnutzung der Infrastruktur der Post erfolgen 9. Es muss also der 

Zusammenhang zur Post und deren Organe gegeben sein. Dies hat wiederum zur 

Folge, daß die Bestimmung des § 33 Abs. 3 AVG 1991 nicht für per e-mail 

eingebrachte Anbringen zur Anwendung kommt.  

Es stellt sich also vorerst einmal die Frage, ist eine e-mail mit Einlangen am 

Server der Behörde bereits in deren Machtbereich und damit zugegangen oder 

muß sie hierzu zuerst vom Posteingangsserver abgerufen werden und dadurch in 

den Machtbereich der Behörde gebracht werden. Davon ist abhängig, ob Sie bei 

Unterlassen des Abrufens vom Server der Behörde als nicht eingebracht gilt. 

3.1.2 Die Mailbox als Briefkasten: 

Setzt man nun die Mailbox am Server mit einem am Gebäude angebrachten 

Briefkasten gleich 10, so ergibt sich folgendes:  

Einbringen bei der Behörde bedeutet, daß das Anbringen durch Übergabe an die 

von der Behörde bestimmte Einlaufstelle oder durch Einwurf in einen 

Einlaufkasten überbracht 11 bzw. von der Behörde entgegengenommen wird. Zur 

Entgegennahme schriftlicher Anbringen ist die Behörde nur während der 

Amtsstunden verpflichtet ist.12 Wird ein Anbringen außerhalb dieser Zeiten von der 

Behörde entgegengenommen, so gilt es mit dem Zeitpunkt der tatsächlichen 

Entgegennahme als eingebracht 13. Es ist nicht erforderlich, daß für die 

Beurkundung der Behörde, ein Schriftstück entgegenzunehmen, eine Person 

dieses entgegennimmt und mit einem Eingangsdatum versieht 14. Das Anbringen 

gilt mit Einwurf in den Einlaufkasten als seitens der Behörde entgegengenommen 

                                                                 
9 Wessely Wolfgang, ÖJZ 2000, 701 
10 Thiele, Das Internet in der anwaltlichen Berufspraxis, AnwBl 1998, 670 
11 Walter/Mayer, Verwaltungsverfahrensrecht, (1999) Rz 519, VwGH 19. 6. 1996, 94/01/0597 
12 Walter/Mayer, Verwaltungsverfahrensrecht (1999)  Rz 157, Rz 237 
13 Walter/Mayer, Verwaltungsverfahrensrecht (1999), Rz 237 unter Hinweis auf Herrnritt, Das 
Verwaltungsverfahren (1932) 76 
14 VwGH 29.9.1993, 93/02/0118 
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15, außer die Behörde gibt zu erkennen, daß der Einlaufkasten lediglich zu 

bestimmten Zeiten geleert wird. Diesfalls gilt das Anbringen mit dem auf den 

Einwurf folgenden Entleerungszeitpunkt als entgegengenommen 16.  

Wenn nun die Behörde gegenüber den Parteien nicht festlegt, zu welchem 

Zeitpunkt die e-mails vom Server abgerufen werden, gilt bei einer Gleichsetzung 

dieses Servers mit einem Einlaufkasten das Anbringen mit Einlangen bei diesem 

als eingebracht. Hierbei ist jedoch noch auf die Regelung des § 13 Abs. 5 3. Satz 

AVG Rücksicht zu nehmen. Langt nämlich die e-mail außerhalb der Amtsstunden 

am Posteingangsserver der Behörde ein, so gilt sie zwar zu diesem Zeitpunkt als 

eingebracht, jedoch erst dem Wiederbeginn der Amtsstunden als eingelangt. Es 

kommt dann nicht mehr darauf an, ob das Anbringen dann auch tatsächlich vom 

Server abgerufen wird. Bezüglich des Einbringens trifft die Partei die Beweislast 17. 

Weiters ist als Vorteil gegenüber eines herkömmlichen schriftlichen Anbringens 

noch zu erwähnen, daß auf Grund der technischen Mittel festzustellen ist, zu 

welchem Zeitpunkt die e-mail am Server eingegangen und somit eingebracht ist, 

was im Hinblick auf Wahrung von Fristen von Bedeutung ist. 

Verneint man eine Gleichstellung des Posteingangsservers zu einem Briefkasten 
18, so ergibt sich, daß das Anbringen erst mit dem Abrufen der e-mail vom 

Posteingangsserver in die Sphäre der Behörde eintritt und damit bei dieser 

einlangt. Auf Grund der Unanwendbarkeit  des § 33 Abs. 3 AVG 1991 idgF auf 

Anbringen per e-mail ergibt sich bezüglich des Zeitpunkt des Einbringens hierbei, 

daß die Zeit zwischen Abschicken der e-mail durch den Sender und dem Abrufen 

derselben durch die Behörde zu Lasten des Senders geht und in den Fristenlauf 

eingerechnet wird. Es kann in diesem Fall die Behörde somit den Zeitpunkt des 

Einbringens und daran geknüpfte Fristen beeinflussen. 

                                                                 
15 Walter/Mayer, Verwaltungsverfahrensrecht (1999) Rz 238 unter Hinweis auf Herrnritt, Das 
Verwaltungsverfahren (1932) 76 
16 Walter - Mayer Verwaltungsverfahrensrecht (1999) Rz 238 unter Hinweis auf Herrnritt, Das 
Verwaltungsverfahren (1932) 76; VwGH 29. 9. 1993, 93/02/0118 
17 Walter.Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I, (1998),  331 
18 Sykora, e-mail - Ein neues Medium im rechtsgeschäftlichen Verkehr? AnwBl 1999, 540 
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3.1.3 Zustellung mittels elektronischer Verfügbarkeit 

Ein weiterer Lösungsansatz ergibt sich aus einer Betrachtung des § 26a ZustellG. 

Hierbei gelten Sendungen als zugestellt, wenn sie in den elektronischen 

Verfügungsbereich des Empfängers gelangt ist. In derselben Bestimmung wird 

jedoch weiters auf eine Abgabestelle abgestellt, weswegen dieser Lösungsansatz 

nicht weiter verfolgenswert erscheint. Zur Bedeutung des § 26a ZustellG für die 

Zustellung siehe unten. 

3.1.4 Vergleich e-mail - Telefax 

Der mE realistischste Ansatzpunkt zur Beurteilung der Problematik von Anbringen 

per e-mail bildet ein Vergleich zum in Lehre und Judikatur bereits behandelten 

Anbringen per Telefax. 

 Hierbei ist die Lage so, daß das Empfangsgerät bei der Behörde zur Einbringung 

betriebsbereit sein muß, das Risiko für Fehler bei der Übermittlung oder beim 

Empfang (Papiermangel am Empfangsgerät, Überlastung, technischer Defekt,...) 

trägt der Sender 19.  

Sieht man nun das Gerät, mit dem die e-mails vom Server abgerufen werden als 

Empfangsgerät, so ist der Posteingangsserver der Behörde ein Teil des 

Übermittlungsweges, ähnlich einer Vermittlungsstelle der Telefonleitung bei der 

Übertragung mittels Fernkopie mit dem Unterschied der Möglichkeit der 

Zwischenspeicherung. Da dieser Weg nicht dem Postenlauf des § 33 Abs. 3 AVG 

entspricht, ist er in den Fristenlauf einzubeziehen, das Anbringen gilt erst mit 

Einlangen am Empfangsgerät bei der Behörde als eingelangt.  

Ruft nun die Behörde Ihre e-mails über längere Zeit nicht vom Posteingangsserver 

ab (sei es auch aus technischer Unmöglichkeit wegen z.B. Serverproblemen), so 

ist dies vergleichbar mit einem Abschalten bzw. mit einem Defekt an einem 

Faxgerät des Empfängers, wofür wie bereits erwähnt der Sender die Gefahr trägt. 

Genauso, wie aus dem § 13 Abs. 1 AVG keine Pflicht der Behörde zum Betrieb 

des Faxgerätes ableitbar ist 20, kann man auch nicht generell von einer Pflicht 

derselben zum Abrufen der e-mails vom Server ausgehen. Bringt die Behörde 

                                                                 
19 Walter-Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998),  326 
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jedoch die e-mail Adresse in Umlauf und stellt sie die Möglichkeit von Anbringen 

via e-mail zu Verfügung, so kann man daraus im Interesse der Rechtssicherheit 

des Betroffenen auch eine Verpflichtung der Behörde ableiten, die e-mails 

regelmäßig, zumindest täglich an Amtstagen, abzurufen und damit diese 

einlangen zu lassen. 

Sykora verneint die Möglichkeit eines Vergleiches zwischen Telefax und e-mail 21. 

Dies begründet er damit, daß der Empfänger eines Telefaxes über ein geeignetes 

Endgerät als Voraussetzung für den sofortigen fingierten Zugang verfügen muß, 

während eine e-mail-Adresse lediglich einen Speicherplatz (die sog. „Mailbox“) auf 

einem Server darstellt. In gleichem Zusammenhang verneint Sykora aber die 

Qualifikation der Mailbox als Abgabestelle (genauer siehe 4.3.2), wodurch auch 

eine Fiktion des sofortigen Zugangs wegfällt. Es muß also die e-mail genauso wie 

ein Fax für eine erfolgreiche Einbringung bei der Behörde zugehen, weswegen in 

Bezug auf die Übermittlung ein Vergleich zwischen Fax und e-mail durchaus als 

zulässig erscheint. 

Somit bleibt als Unterschied in diesem Fall zwischen einem Anbringen per e-mail 

und einem Anbringen per Fax die fehlende Bestätigung über das Einlangen bei 

der Behörde. Es ist zwar möglich, dem Sender beim Öffnen der e-mail eine 

Empfangsbestätigung zukommen zu lassen, dies geschieht jedoch nicht 

automatisiert sondern nur mittels Aufforderung an den Empfänger und dem Zutun 

desselben. 

3.2 Anbringen per Online-Formular 

Beim Übermitteln eines Anbringen mittels Ausfüllen eines virtuellen Formulars auf 

der website der Behörde verhält es sich dermaßen, daß die eingegebenen Daten 

ebenfalls auf dem Server der Behörde gespeichert werden und von dort dann in 

weiterer Folge durch die Behörde abgerufen werden können. 

Prinzipiell könnte man hier in weiterer Folge die gleichen Gedankengänge wie bei 

einem Anbringen per e-mail folgen lassen, bei genauerer Betrachtung ergibt sich 

hier doch ein Unterschied. 

                                                                                                                                                                                                     
20 Walter-Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998),  326 
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Dadurch, daß die Behörde ein derartiges Formular auf ihrer website plaziert, 

vermittelt sie der Partei, daß diese, nachdem sie das Formular ausgefüllt und 

abgeschickt hat, das Anbringen  bei der Behörde eingebracht hat und dieses bei 

der Behörde eingelangt ist. Die Möglichkeit des sofortigen Absenden des 

Formulars erweckt bei der Partei somit den Eindruck eines virtuellen Briefkastens. 

Aus diesem Umstand ergibt sich zumindest eine Pflicht der Behörde, die 

eingegangenen Informationen in regelmäßigen Abständen mindestens einmal pro 

Amtstag abzurufen und durch das daraus folgende Einlangen der Informationen 

diese zu Anbringen zu machen. 

Problematisch ist hierbei jedoch nach wie vor, daß die Zeit zwischen Abschicken 

des Formulars und Zugang der Informationen bei der  Behörde nicht dem 

Postenlauf des § 33 Abs. 3 AVG entspricht und somit zu Lasten des Senders geht. 

Dies um so mehr, als daß beim Sender der Eindruck erweckt wird, daß die 

Eingabe mit Abschicken der Behörde zugegangen ist. Sieht man jedoch den 

Zwischenspeicher nicht als Briefkasten, so ist das Anbringen erst mit Abrufen der 

Informationen durch die Behörde eingebracht. 

Vorteile gegenüber dem Anbringen per e-mail bietet das Online-Formular 

hinsichtlich der Bestätigung der Eingabe. Dies ist mittels einer automatisierten 

Bestätigung, die die Partei per e-mail zugeschickt bekommt, möglich. Somit hat 

diese einen Nachweis über das Abschicken des Anbringen, was auf Grund der sie 

treffenden Beweislast ein nicht zu unterschätzender Vorteil ist. 

4 DIE ZUSTELLUNG 

4.1 Allgemeines: 

Die Zustellung von in Vollziehung der Gesetze zu übermittelnden Schriftstücken 

der Verwaltungsbehörden ist im ZustellG geregelt. (§1 Abs. 1 ZustellG 1982 idF 

1998/158). Hierbei ist aus § 18 Abs 3 AVG 1991 abzuleiten, daß Übermittlungen  

im Wege automatisationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen 

technisch Möglichen Weise auch der Schriftlichkeit entsprechen, woraus sich 

                                                                                                                                                                                                     
21 Sykora, AnwBl 1999, 540 
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schon hieraus eine Anwendbarkeit des Zustellgesetzes auf diese 

Übertragungsarten ergibt.  

Dies wird noch durch den §1 Abs. 2 ZustellG bestätigt,  der für Übertragungen von 

Erledigungen u.a. im Wege der automatisationsunterstützten Datenübertragung 

oder der Übertragung in jeder anderen technischen Weise eine Zustellfiktion 

normiert, soweit die Verfahrensvorschriften solche Übertragungsarten vorsehen 22. 

Hierbei gilt die Mitteilung bereits als Zustellung, wobei die Behörde jedoch die 

Beweislast trifft. 

Weiters ordnet §1 Abs. 2 ZustellG neben der Geltung der §§ 24 und 26a ZustellG, 

die weitere Regelungen über die elektronische Zustellung enthalten, eine 

sinngemäße Geltung der §§ 4 (Abgabestelle), 6 (Mehrmalige Zustellung), 7 

(Heilung von Zustellmängeln), 8 (Änderung der Abgabestelle), 8a 

(Zustellungsvollmacht), 9 (Zustellungsbevollmächtigte), 13 (Zustellung an den 

Empfänger) und 18 (für die telegraphische Übermittlung, Nachsendung) an. 

Die nun folgenden Erläuterung zur Zustellung (4.2 bis 4.7) beziehen sich lediglich 

auf Zustellungen ohne Zustellnachweis. Gemäß § 26a ZustellG trifft in diesem Fall 

die Behörde die Beweislast für die Zustellung. Die Verwaltungsbehörde hat bei 

einer bestrittenen Zustellung die Zustellung nachzuweisen 23. 

4.2 Die Durchführung der Zustellung: 

Die Regelungen über die Durchführung der Zustellung finden sich in § 2 ZustellG. 

Diese sind aber nur subsidiär anzuwenden, soweit die für das Verfahren geltenden 

Vorschriften nicht eine andere Form der Zustellung vorsehen.  

Nun ist in § 18 Abs. 3 AVG unter bestimmten Voraussetzungen die Übermittlung 

mittels automatisationsunterstützter Datenübertragung oder auf jedem anderen 

denkbaren technischen Weg vorgesehen, weswegen für ein derartiges 

Zustellverfahren die §§ 2 und 2a ZustellG nicht zur Anwendung kommen. 

Es sind jedoch weder im AVG noch im ZustellG Regelungen vorgesehen, wie 

Zustellungen auf elektronischem Weg zu erfolgen haben. Im § 18 AVG findet sich 

                                                                 
22 Walter-Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I, ErgBd  69 
23 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), S 2046 
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lediglich, daß sie auf diese Weise unter bestimmten Umständen von statten gehen 

können. Für eine Zustellung via e-mail ohne Zustellnachweis erscheint dies auf 

Grund der bereits erläuterten technischen Gegebenheiten auch nicht weiter 

erforderlich, zu einer Zustellung mit Zustellnachweis siehe Punkt 5. 

4.3 Die Abgabestelle: 

4.3.1 Allgemeines 

Prinzipiell dürfen Zustellungen gemäß des Zustellgesetzes nur an Abgabestellen 

des Empfängers erfolgen.  

Der Begriff der Abgabestelle wird in § 4 ZustellG normiert. Hierbei ist jedoch zu 

berücksichtigen, daß die genannten Orte nur diese Qualifikation haben, „[...] wenn 

und als sich der Empfänger, von relativ kurzfristigen Ausnahmen abgesehen (§16 

Abs. 1 und § 17 Abs. 1) dort tatsächlich aufhält“[]24. Somit ist hier in erster Linie an 

Orte wie Wohnort und Arbeitsplatz zu denken. 

Es stellt sich nun die Frage, inwieweit der Begriff der Abgabestelle für 

Zustellungen auf elektronischem Weg noch eine Bedeutung hat.  

§1 Abs. 2 ZustellG beinhaltet 2 Hinweise, daß auch bei Zustellung auf 

elektronischem Weg diese an eine Abgabestelle erfolgen muß. Einerseits ordnet 

er eine sinngemäße Anwendung des § 4 ZustellG, der die Abgabestelle behandelt, 

an, andererseits verweist er auf § 26a ZustellG.  

§26a ZustellG regelt zwar einerseits, daß im Wege automatisationsunterstützter 

Datenverarbeitung oder in einer anderen technisch möglichen Weise übermittelte 

Sendungen als zugestellt gelten, sobald sie in den elektronischen 

Verfügungsbereich des Empfängers gelangt sind, stellt jedoch im zweiten Satz auf 

die Anwesenheit des Empfängers an der Abgabestelle ab. Der Gesetzgeber hält 

somit auch bei diesen Übermittlungsarten an der Abgabestelle fest. 

Bei einer Übermittlung per Telefax muß nach Walter/Thienel das Empfangsgerät 

an der Abgabestelle des Empfängers befindlich sein25. Hierbei wird auf eine 

Abgabestelle im Sinne des § 4 ZustellG abgestellt. In den meisten Fällen wird dies 

                                                                 
24 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), 1882 
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insofern keine Probleme ergeben, da das Endgerät an eine Telefonnummer 

gebunden ist, diese wiederum geographisch festgelegt ist und deshalb keine 

Portabilität besteht. Welches individuelles Gerät nun an der Abgabestelle 

empfängt, ist nicht von Bedeutung. 

Anders ist die Lage dort, wo ein Fax mittels Mobiltelefon an tragbaren Computern 

und Handhelds26 abgerufen wird, wobei hierbei die Faxe meist vom 

Telefonanbieter zwischen gespeichert werden und deshalb schon mehr den 

Charakter einer e-mail haben. In diesem Fall ergibt sich eine Portabilität des 

Empfangsgerätes und der Empfang ist an jedem Platz, an dem mit dem 

Mobiltelefon Empfang ist, möglich. 

Ähnlich gelagert ist der Fall bei e-mails. Diese werden wie bereits erwähnt in einer 

sogenannten „Mailbox“ auf einem Server des Internet-Providers des Empfängers 

so lange zwischen gelagert, bis sie entweder vom Empfänger mittels 

Benutzerkennung und Paßwort abgerufen werden oder sie durch Zeitablauf 

gelöscht werden.  

Wie man sieht verschwimmen durch die neuen technischen Gegebenheiten die 

Unterschiede zwischen Fax, e-mail und anderen Kommunikationsformen 

zusehens, was eine kritische Betrachtung der gegebenen Regelungen und eine 

etwaige Anpassung umso notwendiger erscheinen lässt. 

4.3.2 Die Mailbox als Abgabestelle 

Thiele bezeichnet diese Mailbox als „Abgabestelle“ 27. Man könnte nun davon 

ausgehen, daß sich eine diesbezügliche Qualifikation daraus ergibt, daß sich der 

Empfänger gelegentlich zumindest virtuell zum Server begibt28.  

Nun spricht aber § 4 ZustellG eindeutig von einem „Ort“ als Abgabestelle. Auch 

wenn §1 Abs. 2 ZustellG eine sinngemäßen Anwendung des § 4 ZustellG 

anordnet, so kann man m.E. dies nicht so weit interpretieren, als daß man von 

dem Begriff Ort abgeht und ihn zu einem virtuellen Speicher kürzt. Dies ergibt sich 

                                                                                                                                                                                                     
25 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I Ergbd 1998, 17 
26 Ein elektronisches Adreßbuch mit Zusatzfunktionen, die teilweise auch elektronische 
Kommunikation erlauben 
27 Thiele, AnwBl 1998, 670 
28 Sykora, AnwBl 1999, 540 
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um so mehr aus § 26a ZustellG, der gemäß § 1 Abs. 2 ZustellG für die 

automatisationsunterstützte Datenübermittlung Geltung hat. Das Einlangen auf der 

Mailbox ergibt, daß sie in den elektronischen Verfügungsbereich des Empfängers 

gelangt ist und dieses Erfordernis des § 26a ZustellG damit erfüllt ist. Der 

Gesetzgeber verlangt aber in dieser Bestimmung zusätzlich das Erfordernis der 

Anwesenheit an der Abgabestelle, wobei bei Abwesenheit die Zustellung mit dem 

der Rückkehr folgenden Tag wirksam wird. Diese Regelung ergibt keinen Sinn, 

wenn man die Mailbox als Abgabestelle im Sinne des Gesetzes ansieht, 

weswegen diese Qualifikation zu verneinen ist. 

Somit bleibt als Abgabestelle im Sinne des Zustellgesetzes für die Zustellung 

behördlicher Schriftstücke per e-mail nur noch der Ort, von dem aus der Inhalt der 

Mailbox abgerufen wird.  

4.3.3 Die Abgabestelle als der Ort, von dem aus die e-mails abgerufen werden 

Die Abgabestelle als Ort, vom dem der Inhalt der Mailbox abgerufen wird ergibt 

keine Probleme, wenn dies von einer der im § 4 ZustellG aufgezählten 

Abgabestellen geschieht.  

In diesem Sinne ist meines Erachtens auch der §26a ZustellG zu sehen. Ähnlich 

wie ein Briefkasten ist auch die Mailbox meist örtlich von der Abgabestelle 

getrennt. Dies ergibt insbesondere kein Problem, wenn man berücksichtigt, daß in 

manchen Gegenden Österreichs auf Grund der Vorschriften des Universaldienstes 

Briefkästen oft Kilometer weit von der Abgabestelle des Empfängers aufgestellt 

sind. Ist in diesem Fall der Empfänger an seiner Abgabestelle anwesend oder nur 

kurzfristig abwesend, so gilt die Erledigung mit Einwurf in den Briefkasten als 

zugestellt.  

Gleich zu sehen ist das Einlangen am Server. Ist hier der Empfänger an seiner 

Abgabestelle anwesend oder nur kurzfristig abwesend, so ist die (elektronische) 

Erledigung mit dem Einlangen im (elektronischen) Briefkasten, der Mailbox am 

Server, zugestellt. In diesem Fall ist nämlich die Erledigung elektronisch verfügbar 

und der Empfänger an seiner Abgabestelle nicht abwesend, wodurch der 

Tatbestand des §26a ZustellG erfüllt ist. 
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Nun ist es heutzutage, wie bereits erwähnt, möglich, mittels Mobiltelefon und 

Notebook an fast jedem Ort zu kommunizieren, aber auch mittels Benutzername 

und Paßwort seine e-mails von jedem Computer mit Internetzugang abzurufen. 

Zweites ist dadurch möglich, da das Internet ein weltweites Netzwerk miteinander 

verbundener Computer, also auch Server darstellt. Hierbei kann man von jedem 

Computer dieses Netzwerkes auf jeden anderen, der momentan angeschlossen 

ist und dies erlaubt, zugreifen. Somit kann man auch von jedem Computer (in 

diesem Fall ein sogenannter Client) auf den Server, auf dem die e-mails des 

Empfängers gespeichert sind, zugreifen. Dies erweitert die Möglichkeiten 

gegenüber analogen Briefsendungen, auch bei Abwesenheit des Empfängers von 

der Abgabestelle wäre eine Zustellung denkbar. Es wäre also möglich, von einem 

in einem Internetcafe des Urlaubsortes platzierten Rechner mit Internetanschluß 

seine e-mails vom Posteingangsserver des Internet Service Providers abzurufen. 

Gemäß § 1 Abs. 2 ZustellG ist § 26a ZustellG auf Erledigungen auf 

elektronischem Weg anzuwenden. § 26a ZustellG beinhaltet jedoch ausdrücklich 

die Präsenz des Empfängers an der Abgabestelle. Geht man konform mit § 4 

ZustellG und Walter/Thienel 29, so kann im Fall des Abrufens am Urlaubsort nicht 

von einer Abgabestelle die Rede sein, da sich der Empfänger nicht nur von 

kurzfristigen Ausnahmen abgesehen tatsächlich an dieser Stelle aufhält, sondern 

genau das Gegenteil der Fall ist und er nur kurzfristig dort anwesend ist.  

Daraus ergibt sich, daß diesfalls eine rechtskräftige Zustellung lediglich durch 

Heilung von Zustellmängeln gemäß § 7 ZustellG oder durch eine Zustellung 

außerhalb der Abgabestelle gemäß § 13 Abs. 5 ZustellG erfolgen kann. 

4.3.4 Pflicht zum Abrufen der e-mails 

Genauso, wie sich aus der Zustellung mittels Einwurf in den Briefkasten ergibt, 

daß es in weiterer Folge Sache des Empfängers ist, diesen zu entleeren, ist es 

Sache des Empfängers, die zugestellten e-mails vom Server abzurufen. Er kann 

sich auch im Falle der elektronischen Zustellung dieser nicht durch Inaktivität 

bezüglich seiner Post entziehen. 

                                                                 
29 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), 1882 
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4.4 Attachments 

Der Inhalt einer Erledigung kann auch mittels attachment an eine e-mail 

übermittelt werden. Hierbei handelt es sich um eine Datei, die an die e-mail 

angefügt wird, für deren Öffnen man aber meist gesonderte Software wie z.B. 

Word oder Acrobat Reader benötigt.  

§18 Abs. 3 AVG 1991 ordnet an, daß eine Erledigung nur mittels elektronischer 

Datenübermittlung übermittelt werden darf, wenn sich der Empfänger dieser 

Übertragungsweise bereits bedient hat.  

Eine Übertragungsweise besteht nicht nur aus den Wegen, die zur Übermittlung 

verwendet werden, sondern auch aus den Empfangseinrichtungen, die die 

übermittelten Daten in eine für den Empfänger verständliche Form bringen 

können. Teil dieser Empfangseinrichtung ist auch die darauf installierte Software. 

Somit ergibt sich, daß für die Einheitlichkeit der Übertragungsart der Partei mit der 

Übertragungsart der Behörde von dieser auch nur lediglich Dateiformate 

verwendet werden dürfen, die bereits vom Empfänger der Erledigungen zur 

Anwendung gebracht wurden. 

4.5 4.5 Die Zustellverfügung 

4.5.1 Allgemeines 

Für herkömmliche Schriftstücke regelt § 5 ZustellG die erforderliche Ausstattung 

der Schriftstücke. Hierbei ist im Gesetz u.a. eine Bezeichnung des Empfängers 

vorgesehen. §1 Abs. 2 ZustellG ordnet jedoch keine sinngemäße Anwendung 

dieser Bestimmung auf Erledigungen im Wege automatisationsunterstützter 

Datenübertragung an. 

Aus § 7 ZustellG ergibt sich, daß als Mindestvoraussetzung eines heilbaren 

Zustellmangels die Behörde den richtigen Empfänger bezeichnen muß30. 

Empfänger kann nur der sein, den die Behörde als Empfänger bezeichnet und 

nicht der, an den sich der Inhalt richtet. Betrifft also die Zustellverfügung eine 

Person, die vom inhaltlichen Empfänger verschieden ist, so kann dieser Mangel 

                                                                 
30 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), 1896 
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auch bei tatsächlichem Zukommen an die Person, für die der Inhalt bestimmt ist, 

nicht geheilt werden. Ist z.B. die Erledigung für Herrn Huber an Herrn Meier 

adressiert, so ist dies ein Zustellmangel, der auch nicht dadurch geheilt werden 

kann, wenn das Schreiben Herrn Huber tatsächlich zugeht. 

Es ist somit trotz Allem von Bedeutung, daß der Empfänger in der 

Zustellverfügung bezeichnet wird. 

4.5.2 Individualisierbarkeit einer e-mail-Adresse 

Es stellt sich die Frage, was bei einer Zustellung per e-mail als Zustellverfügung 

zu sehen ist. Adressiert wird eine e-mail prinzipiell mittels der e-mail-Adresse. 

Diese besteht aus einer einem Benutzernamen und Paßwort eindeutig 

zuordenbaren Zeichenkombination, dem Zeichen @ als Trennungsmerkmal und 

dem Namen des Servers31, auf dem sich die Mailbox befindet (z.B. 

Stephan.Buschina@one.at; info@one.at). Sie ist zwar eindeutig, sie sagt jedoch 

nichts darüber aus, wer und wie viele Personen auf die an diese Adresse 

gesandten e-mails Zugriff haben. Die e-mail-Adresse unterscheidet sich hier also 

nicht von einem normalen Postfach oder einer Adresse bis auf den Punkt, daß für 

Ihr Einlangen am Server nur die Adresse und keine Empfängerbezeichnung 

notwendig sind. Es besteht auch gar nicht die Möglichkeit, wie bei einem 

herkömmlichen Poststück das Adreßfeld um einen Empfänger zu erweitern. 

Um die e-mail-Adresse für die Zustellung verwenden zu dürfen, muß diese aus 

Sicht des § 18 Abs. 3 AVG 1991 gegenüber der Behörde entweder zur 

Datenvermittlung zur Verwendung gekommen oder bekannt gegeben worden sein. 

Dies ändert aber auch nichts an dem Zustand, daß zwar von der Adresse nur eine 

Person erfaßt sein kann, sie aber nicht eine individuelle Person bestimmt. 

4.5.3 Bezeichnung des Empfängers 

Es bedarf also für eine ausreichende Individualisierung des Empfängers einer 

zusätzlichen Bezeichnung desselben.  

                                                                 
31 Der Server wird durch eine IP-Adresse (eine Ziffernfolge) eindeutig festgelegt, wobei dieser 
Ziffernfolge ein Name zugeordnet werden kann. Mittels des Namens kann man bei den 
sogenannten DNS-Servern (Domain Name System) die zugehörige Ziffernfolge abfragen und 
bekommt auf diese Weise die IP-Adresse des gewünschten Servers. 
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Dies kann im Subject der e-mail geschehen. Hierbei handelt es sich um ein 

Eingabefeld, dessen Inhalt für den Empfänger neben Daten wie z.B. 

Empfangsdatum, Absender und Dateigröße in der Auflistung der e-mails im 

verwendeten Programm sichtbar ist. Ähnlich wie bei einem Briefkuvert wäre die 

Bezeichnung des Empfängers in diesem Fall bereits ohne Öffnen und 

Kenntnisnahme des Inhalts der Erledigung nach dem Abrufen der e-mails sichtbar.  

Weiters kann aber auch im Body der e-mail32 eine Anschrift mit der Bezeichnung 

des Empfängers angebracht werden. Dies hat jedoch den Nachteil, daß dies erst 

nach dem Öffnen der e-mail ersichtlich wird. Hierbei ist aber auch zu überprüfen, 

inwieweit eine Trennung von Inhalt und Zustellverfügung gegeben sein muß. Bei 

herkömmlichen Schriftstücken stellt dies durch die Trennung von Kuvert und Inhalt 

kein weiteres Problem dar. Auch bei e-mails ist die Zustellverfügung durch die e-

mail-Adresse und die Bezeichnung des Empfängers im Body ausreichend 

individualisiert. 

Der Unterschied einer Bezeichnung des Empfänger in einer Erledigung, die als 

attachment übermittelt wurde zu der bereits erläuterten Bezeichnung im Body der 

e-mail besteht lediglich in einem Doppelklick auf die linke Maustaste. Durch diesen 

wird das attachment geöffnet und so der Inhalt am Bildschirm sichtbar. Somit ist in 

diesem Fall auf die Ausführungen zur Bezeichnung des Empfängers im Body der 

e-mail zu verweisen. 

4.6 Heilung von Zustellmängeln 

4.6.1 Rechtliche Grundlagen 

Die §§ 7 und  9 Abs. 1 ZustellG normieren, daß bei der Zustellung unterlaufene 

Mängel in dem Zeitpunkt saniert werden, in dem das Schriftstück dem von der 

Behörde angegebenen Empfänger bzw. dem Zustellungsbevollmächtigten im Falle 

des § 9 Abs. 1 ZustellG tatsächlich zugekommen ist. 

                                                                 
32 Der eigentliche Inhalt der e-mail, In diesem Teil wird der verfaßte Text dargestellt. 
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§1 Abs. 2 ZustellG verweist ausdrücklich auf die sinngemäße Anwendung des § 7 

ZustellG, woraus folgt, daß bei den in § 1 Abs. 2 ZustellG genannten Zustellarten 

eine Heilung von Zustellmängeln in Betracht kommt33. 

Ein weiterer Heilungstatbestand speziell für Zustellungen auf elektronischem Weg 

findet sich in § 26a ZustellG. Demnach ist bei Abwesenheit des Empfängers von 

der Abgabestelle die Zustellung an dem dem Tag der Rückkehr folgenden Tag 

erfolgt. 

4.6.2 Heilung durch tatsächliches Zukommen 

Sowohl § 7 ZustellG als auch § 9 Abs. 1 ZustellG lassen eine Heilung eines 

Zustellmangels bei tatsächlichem Zukommen der Erledigung an den Empfänger 

eintreten. Hierbei ist zu beachten, daß es sich um den Empfänger, der in der 

Zustellverfügung bezeichnet ist, oder um einen Zustellungsbevollmächtigten im 

Sinne des § 8a ZustellG handeln muß34 („[...] indem das Schriftstück dem von der 

Behörde angegebenen Empfänger tatsächlich zugekommen ist[...]“35). Daß es sich 

bei der Person, der die Erledigung zukommt, um den nicht als Adressat genannten 

„inhaltlichen Empfänger“ handelt, reicht nicht aus (siehe auch oben 4.5.1). 

Welche Mängel können nun geheilt werden? Ein Zustellmangel liegt dann vor, 

wenn die Zustellung u.a. den gesetzlichen Vorschriften nicht entspricht, wobei die 

Zustellvorschriften nur Mittel zum Zweck sind. Diese Vorschriften sollen also 

lediglich gewährleisten, dass die Erledigungen auch tatsächlich den Empfängern 

zugehen und sollen nicht Formvorschriften darstellen, die tatsächliche 

Zustellungen ungültig werden lassen. Daraus ergibt sich, daß die Heilung eines 

solchen Mangels beim tatsächlichen Zukommen an den Empfänger erfolgt34. Es 

bestehen eine Vielzahl von Mängeln, die geheilt werden können, 

Grundvoraussetzung ist, daß es sich bei der Person, der die Erledigung 

tatsächlich zukommt, wie bereits erwähnt um den als Adressat genannten 

Empfänger oder einen Zustellungsbevollmächtigten desselben handelt. 

                                                                 
33 VwGH 17.12.1992, 92/09/0103, unter Bezug auf § 1a Zustellgesetz 
34 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), 1896 
35 § 7 Zustellgesetz 1982 idF BGBl I 1998/158 
36 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), 1896 



22 

Mag. Stephan Buschina 

 

Prinzipiell ist in den weiteren Erläuterungen der Fall zu vernachlässigen, in dem 

bei Anwesenheit des Empfängers an der Abgabestelle die Erledigung in der 

Mailbox des Servers eingelangt ist oder der Empfänger diese bereits mit einem 

Empfangsgerät an der Abgabestelle abgerufen hat, da in diesen Fällen eine 

Zustellung bereits erfolgt ist. 

Ein tatsächliches Zukommen im Sinne einer Heilung eines Zustellmangels liegt 

dann vor, wenn die Erledigung dem Empfänger in die Hände kommt 37. Dabei wird 

vom Besitz (nicht in sachenrechtlicher Hinsicht) des Empfängers ausgegangen, es 

genügt also nicht die bloße Kenntnis vom Inhalt38 (etwa durch Dritte), der 

Empfänger muß über das Schriftstück in Kenntnis dessen verfügen39 oder es 

physisch vor sich haben. 

Eine physische Präsenz, ein „in den Händen halten“ einer e-mail ist jedoch nur 

unter der Voraussetzung möglich, daß diese ausgedruckt wird. Wie aber bereits 

erläutert, kommt es darauf an, daß die Erledigung von einem Empfangsgerät 

empfangen wird und die Daten in eine für den Empfänger verständliche Form 

gebracht werden. Sobald dies durch abrufen der e-mails vom Posteingangsserver 

oder durch downloaden der html40-Seite, auf der die e-mail oder zumindest deren 

Absender und Betreff dargestellt ist, geschieht, kann der Empfänger auch über 

diese verfügen. Er kann sie in diesem Fall z.B. lesen, löschen oder auch 

weiterleiten. 

Fraglich ist nun, ob die bloße Verfügbarkeit der e-mail am Empfangsgerät ein 

tatsächliches Zugehen darstellt.  

Laut Urteil des OGH vom 7.4.1992, 4 Ob 38/9241 bewirkt eine Telefax-

Übermittlung kein tatsächliches Zukommen. Dies ist aber im Zusammenhang mit 

einem Verfahren zu sehen, in dem derartigen Übermittlungsarten durch die 

betroffenen Parteien nicht zugestimmt wurde und daher keine Relevanz dieser 

Entscheidung für die hier behandelten Verfahren besteht. 

                                                                 
37 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), 1902 
38 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), 1896 
39 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), 1902 
40 hyper text markup language: Eine Programmiersprache, mittels derer Inhalte im Internet 
dargestellt werden können. Hierbei werden die betreffenden Dateien auf das Gerät des Benutzers 
geladen und dort von einem Programm, dem sog. Browser, dargestellt. 
41 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), S 1904 
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Geht man bei normalen Poststücken von einem Kuvert und dessen Inhalt aus, so 

kann man dies auch auf e-mails umlegen. Eine ungeöffnete e-mail ist in der 

Übersicht des e-mail clients u.a. mit Betreff, Absender und Absendedatum 

sichtbar. Dies ist vergleichbar mit einem Kuvert eines Schriftstückes, das ebenfalls 

mit Poststempel der Aufgabe, oftmals der betreffenden Aktenzahl der Behörde 

und Absender ausgestattet ist. Unterschiedlich ist dann lediglich noch das etwaige 

Fehlen der Bezeichnung des Adressaten, hierzu wird auf 4.4 verwiesen. Dieses 

Kuvert läßt sich dann in weiterer Folge elektronisch durch Betätigen einer Taste 

oder Mausklick öffnen und der Body der e-mail wird auf dem Bildschirm sichtbar. 

Dies ist vergleichbar mit dem Öffnen eines physischen Kuverts und dem Entfalten 

des darin enthaltenen Inhalts. 

Für eine Heilung des Zustellmangels ist die tatsächliche Empfangnahme des 

Schriftstückes durch den Adressaten notwendig, bloße Kenntnis von Inhalt reicht 

nicht aus, der Empfänger muß auch nicht bei Kenntnis von einer mangelhaften 

Zustellung versuchen, dieses zu erhalten42. Nimmt ein Angestellter des 

Adressaten das Schriftstück entgegen, so reicht es für eine Heilung nicht aus, 

wenn dieser es öffnet und in eine Postlade gibt, da diesfalls noch kein Zugang 

zum Adressaten erfolgt ist43.  

Man kann nun davon ausgehen, daß der Empfänger einer e-mail diese zumindest 

dann erhalten hat, wenn er sie auf seine Empfangseinrichtung abgerufen hat. 

Weiters muß er jedoch auch von diesem Downloaden Kenntnis erlangen, damit 

man von einer tatsächlichen Empfangnahme sprechen kann. Ein Abrufen und 

automatisiertes Ablegen in einen bestimmten Posteingangsordner an der 

Empfangseinrichtung ohne Kenntnis dessen kommt dem Ablegen durch einen 

Angestellten in einer Postlade gleich und reicht für die Heilung nicht aus. 

Es stellt sich jedoch die Frage nach dem Grad der Kenntnis des Empfanges durch 

den Adressaten. In der Übersicht der empfangenen e-mails im Browser eines 

Computers oder Handhelds sind wie bereits erwähnt u.a. Name des Absenders 

und Subject der e-mail ersichtlich. Der Adressat, der die Erledigung in Form einer 

e-mail in der Übersicht wahrnimmt, erkennt somit sogleich den Absender und den 

                                                                 
42 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), S 1903  
43 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), S 1903 
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Betreff. Steht im Betreff der Name des Adressaten, so ist auch klar definiert, für 

wen das Schreiben ist, es sind dieselben Voraussetzungen wie bei einem Kuvert 

gegeben, weswegen von einer Heilung in diesem Moment ausgegangen werden 

kann. Ansonsten wäre es ja im Machtbereich und in der Willkür des Empfängers, 

die Erledigung durch Öffnen der e-mail zugehen zu lassen.  

Die Behörde darf weiters diese Übermittlungsart lediglich dann verwenden, wenn 

die Partei in dem konkreten Verfahren dies bereits getan hat. Ist also im Subject 

der e-mail nicht der Name des Empfängers angeführt, so kann dieser doch im 

Zusammenhang mit dem aufscheinenden Absender davon ausgehen, daß es sich 

bei dem Schriftstück um eine für ihn bestimmte Mitteilung der Behörde handelt. Es 

kann auch in diesem Fall nicht sein, daß es dem Adressaten überlassen bleibt, ob 

er durch Öffnen der e-mail diese zugehen läßt, weswegen auch hier bei 

Wahrnehmung in der Übersicht von einer Zustellung der Erledigung ausgegangen 

werden kann44. 

Wird die e-mail empfangen, ohne daß sie in der Übersicht wahrgenommen wird 

(etwa durch eine große Anzahl oder durch downloaden ohne Durchsicht der Post), 

so kann nicht von einer Heilung des Zustellmangels ausgegangen werden. 

4.6.3 Rückkehr an die Abgabestelle 

§ 26a ZustellG normiert, daß die Zustellung als nicht bewirkt gilt, wenn der 

Empfänger wegen Abwesenheit von der Abgabestelle nicht rechtzeitig vom 

Zustellvorgang Kenntnis erlangen konnte. In diesem Fall wird die Zustellung mit 

dem der Rückkehr an die Abgabestelle folgenden Tag wirksam.  

Unter Abwesenheit von der Abgabestelle ist zu verstehen, daß nach wie vor die 

Qualifikation der Abgabestelle an sich vorliegt, der Empfänger muß lediglich „[...] 

von der Stelle, an die die Mitteilung erfolgt ist und von (allen) seinen 

Abgabestellen (§ 4 ZustellG) vorübergehend abwesend gewesen sein.“[]45 

Wenn nun die e-mails bei der Rückkehr nach wie vor am Posteingangsserver des 

Empfängers lagern und von dort abzurufen sind, so ist das ein gleich gelagerter 

Fall wie bei einer „analogen“ Zustellung im Sinne des § 26 ZustellG. In diesem Fall 

                                                                 
44 a.A.: Wessely in ÖJZ 2000, 701 
45 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), S 2046 
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ergibt die Zustellfiktion des § 26a  letzter Satz ZustellG keine Probleme. Es ist 

Sache des Empfängers, bei seiner Rückkehr sein „Postfach“ zu entleeren und die 

darin enthaltene Post durchzusehen. 

Wie ist nun aber die Rechtslage, wenn eine e-mail an einem anderen Ort als der 

Abgabestelle empfangen wurde, ohne wahrgenommen worden zu sein und der 

Empfänger mit seinem Empfangsgerät an die Abgabestelle zurückkehrt? In 

diesem Fall ist die e-mail nach wie vor im elektronischen Verfügungsbereich des 

Empfängers und die Rückkehr an die Abgabestelle ist ebenfalls erfolgt. Hätte der 

Empfänger die e-mail noch nicht abgerufen und wäre sie noch am 

Posteingangsserver, so wäre sie mit dem dem Tag der Rückkehr folgenden Tag 

zugestellt. Aus diesem Grund ist die Lage hier zumindest gleich zu sehen, die e-

mail ist mit dem nächsten Tag nach der Rückkehr zugestellt, unabhängig davon, 

ob der Empfänger mittlerweile von ihr Kenntnis erlangt hat, der Empfänger soll ja 

durch das vorzeitige Abrufen rechtlich nicht besser gestellt sein. Dies umso mehr, 

als der Empfänger an die Abgabestelle zurückgekehrt ist und die Erledigung 

verfügbar ist. 

Man könnte in diesem Fall jedoch auch noch einen Schritt weiter gehen. Das 

Gesetz gewährt dem Empfänger bei Abwesenheit von der Abgabestelle sowohl 

bei „analoger Post“ als auch bei Erledigungen auf elektronischem Weg für die 

Durchsicht und Kenntnisnahme der angefallenen Post bis zu 24 Stunden ab dem 

Zeitpunkt, in dem die Post durch die Rückkehr für den Empfänger wieder 

verfügbar ist. Ruft der Empfänger die e-mail nun von einem anderen Ort als der 

Abgabestelle auf sein Empfangsgerät ab ohne Kenntnis von dieser zu erlangen, 

so ist die e-mail jedoch mindestens in dem Maße verfügbar, wie sie es bei einer 

Rückkehr an die Abgabestelle wäre. Aus diesem Grund könnte man nun ableiten, 

daß die e-mail unabhängig vom Aufenthaltsort mit dem dem Zeitpunkt des 

Abrufens, der sich mittels Aufzeichnungen am Server feststellen läßt, folgenden 

Tag zugestellt wurde.  Dies würde aber zu weit über die Bestimmung des § 26a 

ZustellG hinaus gehen und die Grenzen dieser Bestimmung sprengen. 
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4.6.4 Zulässigkeit der Zustellung außerhalb der Abgabestelle 

Gemäß §1 Abs.2 ZustellG ist auch § 13 ZustellG sinngemäß auf Zustellungen im 

Wege der elektronischen Datenübermittlung anzuwenden. Gemäß § 13 Abs. 5 

ZustellG kann außerhalb der Abgabestelle nur dann rechtswirksam zugestellt 

werden, wenn die Annahme der Sendung nicht verweigert wird. Ruft nun der 

Empfänger die e-mails vom Server ab, so stellt sich die Frage, ob er damit auch 

einer Zustellung außerhalb der Abgabestelle zustimmt. Wie bereits erwähnt, muß 

der Empfänger für eine Verwendung dieses Übertragungsweges seitens der 

Behörde diesen bereits im konkreten Verfahren verwendet haben. Daraus ergibt 

sich wiederum, daß der Empfänger beim Abrufen der e-mails mit einer Erledigung 

der Behörde rechnen muß und durch die Verwendung der Übertragungsart im 

konkreten Verfahren und dem Abrufen an einem anderen Ort als der Abgabestelle 

sich auch stillschweigend mit einer Zustellung außerhalb der Abgabestelle für 

Einverstanden erklärt hat. Bezüglich der notwendigen Kenntnis vom Inhalt siehe 

4.6.2. 

4.7 Abrufen der e-mails durch eine dritte Person 

Es kann auch die Möglichkeit bestehen, daß mehrere Personen Zugriff auf eine 

Mailbox am Posteingangsserver haben und dadurch e-mails nicht durch den 

Empfänger sondern durch dritte Personen abgerufen werden.  

Diese Personen benötigen für den Zugang die erforderlichen Zugangsdaten, 

weiters kann man aus der Beschaffenheit der e-mail Adresse (z.B. office@xy.at) 

schon darauf schließen, daß mehrere Personen Zugriff haben. Somit ergibt sich, 

daß der Empfänger im Normalfall davon Kenntnis hat, daß mehrere Personen auf 

den account Zugriff haben.  

Ist der Empfänger im Zeitpunkt der Zustellung von der Abgabestelle nicht 

abwesend, so gilt die Fiktion des § 26a ZustellG und die Zustellung ist, wie bereits 

erläutert, mit dem Einlangen der e-mail in der Mailbox auf dem 

Posteingangsserver erfolgt. Hierbei ist es dann nicht von Bedeutung, wer die e-

mails abruft.  
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Ist der Empfänger von der Abgabestelle im Zeitpunkt der Zustellung abwesend, so 

kann weder durch das Einlangen in der Mailbox noch durch das Abrufen der e-

mails durch einen Dritten eine Zustellung erfolgen. Eine Heilung kann in diesem 

Fall nur durch tatsächliches Zukommen der e-mail an den Empfänger geschehen. 

Hierbei muß er diese aber wie bereits erwähnt tatsächlich zur Kenntnis nehmen. 

Kehrt der Empfänger an die Abgabestelle zurück, so gilt die e-mail gemäß § 26a 

ZustellG an dem der Rückkehr folgenden Tag als zugestellt. Aus der Gesamtheit 

dieser Gesetzesbestimmung ergibt sich jedoch, daß dies nur dann der Fall ist, 

wenn er vom Zustellvorgang Kenntnis erlangen kann. Dies kann in diesem Fall 

nicht möglich sein, da der Empfänger auch bei rechtzeitigem Abrufen des Inhaltes 

der Mailbox die Erledigung nicht erhalten kann, weil sie zuvor von einer anderen 

zugriffsberechtigten Person abgerufen wurde. Dieser Fall ist auch mit einem 

Zugriff auf normale Postkästen durch mehrere Personen vergleichbar. Falls ihn 

der Dritte nicht über den Eingang der Erledigung informiert, so kann er die 

Zustellung bestreiten. Die Beweislast für Zustellungen auf elektronischem Weg 

liegt gemäß § 26a ZustellG bei der Verwaltungsbehörde.  

Bei der Festlegung des Zeitpunktes der Zustellung und des Umstandes der 

Zustellung selbst handelt es sich um gesetzliche Vermutungen, die durch die 

bloße Behauptung der Unrichtigkeit gegenstandslos werden 46. In diesem Fall muß 

also die Behörde in weiterer Folge die Zustellung nachweisen, was aber im 

Gegensatz zu postalischen Zustellungen auf Grund der technischen 

Aufzeichnungen seitens des e-mail-client, den die Behörde verwendet, und 

seitens des Servers durchaus im Bereich des realistisch Möglichen liegt. Dies ist 

aber auch vom Betreiber des Posteingangsserver des Empfängers abhängig, da 

es keine Verpflichtung zur Speicherung dieser Daten gibt und dadurch diese in 

Bezug auf die Länge der Abspeicherung unterschiedlich behandelt werden. 

4.8 Änderung der Abgabestelle 

Gemäß § 1 Abs. 2 ZustellG ist der § 8 ZustellG auf Erledigungen im Wege 

automatisationsunterstützter Datenübertragung sinngemäß anzuwenden. Diese 

Bestimmung behandelt die Änderung der Abgabestelle während eines Verfahrens 

                                                                 
46 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), S 2046 
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und sieht vor, daß die Partei dies der Behörde unverzüglich mitzuteilen hat. Diese 

Bestimmung gilt also nicht für Beteiligte des Verfahrens und nur bei Kenntnis des 

Verfahrens durch die Partei gegenüber der betreffenden Behörde47. Gemäß § 9 

Abs. 4 ZustellG gilt sie jedoch für Zustellungsbevollmächtigte sinngemäß48. 

Die in der betreffenden Bestimmung geforderte Kenntnis des Verfahrens ergibt für 

Zustellungen auf dem Weg automatisationsunterstützter Datenübertragung keine 

Probleme, da seitens der Behörde diese Übertragungsart nur bei vorheriger 

Verwendung derselben durch die Partei erfolgen darf.  

Fraglich ist nun, wie die Bestimmung nun hinsichtlich der Erledigung per e-mail 

auszulegen ist. Fragen ergeben sich vor Allem aus dem Grund, daß bei 

Zustellungen auf diesem Weg einerseits die Abgabestelle und andererseits die e-

mail-Adresse von Bedeutung ist.  

Geht man strikt nach dem Gesetzestext, so muß die Partei eine dauerhafte49 

Änderung der Abgabestelle der Behörde mitteilen. Dies ergibt auch für ein 

Verfahren Sinn, in dem Erledigungen auf elektronischem Weg zugestellt werden, 

da sonst der Behörde die Möglichkeit genommen werden könnte, Erledigungen 

auf postalischem Weg zukommen zu lassen. Dies vor Allem auch unter dem 

Aspekt einer eigenhändigen Zustellung.  

Es ist jedoch auch zu überlegen, inwieweit eine Änderung der e-mail-Adresse der 

Behörde anzuzeigen ist. Bei einer Änderung derselben können die Erledigungen 

nicht auf der Mailbox der Partei eingehen, sie sind nicht mehr für diese verfügbar, 

eine Zustellung auf elektronischem Weg ist nicht mehr möglich. Es bleibt der 

Behörde nach wie vor die Zustellung auf normalem postalischem Weg, es ist also 

zu überlegen, inwieweit jede Änderung, die die Zustellung betrifft, der Behörde 

anzuzeigen ist. Wird eine von zwei (die Partei hat z.B. Ihren Hauptwohnsitz und 

Ihren Arbeitsplatz als Abgabestelle angegeben) der Behörde bekannt gegebenen 

Abgabestellen aufgegeben, so ist dies eine Änderung der Abgabestelle im Sinne 

des § 8 Abs. 1 ZustellG50. Für die Anwendung auf den Fall der Aufgabe oder 

Abänderung der e-mail-Adresse ist dies insoweit zu reduzieren, daß 2 

                                                                 
47 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), S 1907 
48 § 9 Abs. 4 Zustellgesetz idF BGBl I 1998/158 
49 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), S 1909 E8 
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Abgabestellen zwei Zustellungsmöglichkeiten bedeuten. Eine e-mail-Adresse und 

die darin enthaltene Mailbox am Server ist zwar keine Abgabestelle, stellt aber 

ebenfalls eine Zustellungsmöglichkeit dar. Somit ist zu folgern, daß eine 

Abänderung bzw. eine Aufgabe einer e-mail-Adresse eine Aufgabe einer der 

Behörde bekannt gewesenen Zustelladresse darstellt und deshalb gemäß § 8 

Abs. 1 ZustellG der Behörde anzuzeigen ist. Es ist aber auch aus diesem Grund 

eine Änderung der Abgabestelle unter Beibehaltung der e-mail-Adresse der 

Behörde bekannt zu geben. 

§8 Abs. 2 ZustellG sieht die Sanktion für eine Unterlassung der Mitteilung der 

Änderung der Abgabestelle vor. In diesem Fall soll die Zustellung durch 

Hinterlegung ohne vorhergehenden Zustellversuch vorgenommen werden. Hierbei 

muß der Behörde aber die Änderung der Abgabestelle schon vor der Hinterlegung 

bekannt gewesen sein, wobei sie die neue Abgabestelle nicht kennt 51.  

Da die Abgabestelle sich bei einer Änderung der e-mail-Adresse nicht ändert und 

eine Hinterlegung bei einer Zustellung per e-mail (noch) nicht möglich ist, ist § 8 

Abs. 2 ZustellG auf Zustellungen auf elektronischem Weg per e-mail nicht 

anwendbar, eine Unterlassung der Mitteilung bei Änderung der betreffenden 

Adresse der Partei bleibt somit ohne Konsequenzen. 

4.9 Zustellungsbevollmächtigte 

Auch die Regelungen des § 9 ZustellG über den Zustellbevollmächtigten sind 

gemäß § 1 Abs. 2 ZustellG auf Zustellungen im Wege elektronischer 

Datenübertragung anzuwenden. 

§ 18 Abs. 3 AVG regelt, daß Erledigungen im Wege automatisationsunterstützter 

Datenübertragung dann übermittelt werden können, wenn „[...] die Partei 

Anbringen in derselben Weise eingebracht und dieser Übermittlungsart nicht 

gegenüber der Behörde ausdrücklich widersprochen hat.[] 

Zu klären ist nun, wie diese Regelung in Hinblick auf Zustellungsbevollmächtigte 

zu sehen ist. Ist der Bevollmächtigte zugleich Parteienvertreter und hat sich dieser 

für ein Anbringen an die Behörde des elektronischen Übertragungsweges bedient, 

                                                                                                                                                                                                     
50 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), S 1909 E7 
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so kann davon ausgegangen werden, daß die Zustellung der Erledigung mittels e-

mail jedenfalls zulässig ist. Es kann sich jedoch auch um eine Person handeln, die 

nur zum Empfang von Erledigungen in einem bestimmten Verfahren 

bevollmächtigt ist und keinerlei darüber hinausgehende Vollmachten hat. Zur 

Wirksamkeit der Vollmacht im Außenverhältnis gegenüber der Behörde muß der 

Behörde die Vollmacht bekannt gegeben werden52. Im Rahmen dieser 

Bekanntgabe muß der Behörde auch Name und Zustellanschrift des 

Bevollmächtigten zur Kenntnis gebracht werden. Hierbei ergibt es kein Problem, 

wenn die Partei der Behörde eine e-mail-Adresse bekannt gibt, unter der dem 

Zustellungsbevollmächtigten zugestellt werden kann. Um jedoch die 

Voraussetzungen des § 18 AVG zu erfüllen, muß die Partei zuvor e-mail als 

Übertragungsweg für ein Anbringen gewählt haben. Hierbei ist es jedoch nicht 

erforderlich, dass genau die e-mail-Adresse  zur Verwendung kommt, die als 

Abgabestelle bekannt gegeben wird. 

Nach § 9 Abs. 1 ZustellG muß der Zustellungsbevollmächtigte als Empfänger 

bezeichnet werden. Dies ist dahingehend auszulegen, daß Erledigungen nur noch 

an diesen zuzustellen sind53, bezüglich der Bezeichnung des Empfängers und den 

Ort der Bezeichnung wird auf 4.5.3 verwiesen. 

5 DER ZUSTELLNACHWEISES UND DIE 

HINTERLEGUNG 

Die Regelungen des § 17 ZustellG über die Hinterlegung und des § 22 ZustellG 

über den Zustellnachweis sind nicht in § 1 Abs. 2 ZustellG aufgezählt und daher 

nicht auf Zustellungen im Wege automatisationsunterstützter Datenübertragung 

anzuwenden.  

Dies ergibt sich vor Allem daraus, daß es für einen Zustellnachweis und für eine 

Hinterlegung von den bisherigen diesbezüglichen Zustellungen sehr 

unterschiedlicher technischer Prozeduren bedarf. Für diese würden die 

                                                                                                                                                                                                     
51 VwGH 22.5.1986, 85/02/0282 
52 VwGH 25.3.1996, 95/10/0052 
53 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I (1998), S 1917 
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Regelungen des ZustellG nicht ausreichend sein, es müßten diese Zustellung 

betreffende Regelungen seitens des Gesetzgebers getroffen werden.  

Für eine Hinterlegung wäre es z.B. möglich, die Erledigung als Download-Datei 

auf dem Server der Behörde abrufbar zu halten. Es kann dann dem Empfänger 

mittels e-mail eine Benachrichtigung zugestellt werden, daß die Erledigung 

abzurufen ist. Diese Benachrichtigungsmail würde dann in etwa dem gelben 

Benachrichtigungszettel bei der Hinterlegung eines Schriftstückes am Postamt 

gleich kommen. Der Zugang zu der Erledigung kann dann mittels eines 

Benutzernamen und eines Paßwortes, die der Partei zuvor aus 

Sicherheitsgründen auf postalischem Weg zugestellt wurden, und die sich auf das 

gesamte Verfahren erstrecken, ermöglicht werden. Gibt die Partei nun diese 

Daten für das Abrufen der Erledigung ein, so wird dies am Server registriert und 

man hat einen Nachweis für die Zustellung. 

Eine Möglichkeit einer Zustellung mit Zustellnachweis kann auch mittels 

elektronischer Signaturen und asymmetrischer Verschlüsselung bestehen. Dies ist 

ein Verfahren, bei dem eine e-mail mit einem sogenannten „private key“, der nur 

dem Inhaber bekannt ist, verschlüsselt wird. Entschlüsselt werden kann sie nur mit 

dem dazu passenden 2. Schlüssel, dem öffentlich zugänglichen „public key“. Ist 

also eine verschlüsselte Nachricht mit dem public key der Partei entschlüsselbar, 

ist sichergestellt, daß sie mit dem nur der Partei bekannten private key 

verschlüsselt wurde. Man kann nun eine Ankündigungs-e-mail (Vergleichbar mit 

dem Rückschein der postalischen Sendung) an den Empfänger schicken, dieser 

versieht sie mit seiner elektronischen Signatur und sendet sie zurück, dies kann 

man einer Unterschrift des Empfängers gleichsetzen. Im Anschluß wird dem 

Empfänger die e-mail mit der Erledigung zugestellt, sozusagen das Kuvert 

ausgehändigt. Auf diese Weise erhält man einen Zustellnachweis mit der 

Unterschrift der Partei. Nachteil dieser Vorgangsweise ist jedenfalls die zeitliche 

Differenz zwischen Unterschrift und Zustellung und der Unsicherheitsfaktor der 

Partei. 

Wie an diesen Beispielen zu sehen ist, sind die technischen Möglichkeiten 

vielfältig, es bedarf nur einer detaillierten Regelung der Vorgangsweise. 
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6 SCHLUSSBEMERKUNGEN 

Die bestehenden Regelungen des AVG 1991 und des Zustellgesetzes 1982 idF 

BGBl I 1998/158 sind für den Behördenverkehr mittels e-mail und Online-

Formularen in vielen Bereichen ausreichend. Dies vor Allem durch die weiten 

Begriffe des AVG, die Anbringen und Erledigungen [...] im Wege 

automatisationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch 

möglichen Weise [...] zulassen, aber auch durch die Regelung des § 1 Abs. 2 

ZustellG, der eine sinngemäße Anwendung von Bestimmungen des ZustellG 

anordnet.  

Lediglich bei Varianten von Zustellungen und Anbringen, die einen Nachweis 

erfordern, sind die derzeitigen rechtlichen Regelungen nicht ausreichend. Dies vor 

allem deswegen, da hier ein erhöhter technischer Aufwand erforderlich ist um 

Nachweise erbringen zu können. Es muß in diesen Bereichen eine Entscheidung 

bezüglich der technischen Vorgangsweise getroffen werden und diese in einen 

rechtlichen Rahmen eingebettet werden. 

Auf diese Weise kann über kurz oder lang in fast allen Verwaltungsverfahren der 

Behördenverkehr auf elektronische Datenübermittlung umgestellt werden, was 

eine Beschleunigung des Verfahrens und im Angesicht der Bestrebungen, die 

Verwaltung als Dienstleistung an den Bürger zu sehen, einen höheren Komfort für 

die Parteien und Beteiligten mit sich bringt. Im Zusammenhang mit elektronische 

Datenspeicherung kann auch der diesbezügliche Aufwand seitens der 

Verwaltungsbehörde reduziert werden. 
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